
Aktenzeichen: 7 AZN 590/83 
Bundesarbeitsgericht 7. Senat

I. Arbeitsgericht 
Hannover

II. Landesarbeitsgericht 
Niedersachsen
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Beschluß vom 3» Januar 1984
- 7 AZN 590/83 -
Urteil vom 13. Januar 1983
- 7 Ca 524/82 -
Urteil vom 24. August 1983
- 5 Sa 75/83 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Nein

Ent seheidungsst ichwort: 
Bivergenz-NichtZulassungsbeschwerde

Gesetz: ArbGG 1979 § 72 a Divergenz
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7 AZN 590/83
5 Sa 75/85 Niedersachsen

B e s. c h 1 u 8 

In Sachen

PP *

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgeriehts am 5. 
1984 beschlossen:

Nie Beschwerde des Klägers gegen die Nicht­
zulassung der Revision im Urteil des Landes­
arbeitsgerichts NiederSachsen vom 24* August 
1985 - 5 Sa 75/85 - wird als unzulässig Ver­
worfen .
Der Kläger trägt die Kosten des Beschwerde­
verfahrens,
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G r ü n d e :

I, Qie N icbt zu 1assunqnbeschwerde wegen Diverqenz i at 
nur dann in der vom Gesetz vorqeschriebenen form begrün­
det (§ 72 a Abs. 3 Satz 2 ArbGG), wenn der Beschwerde­
führer im einzelnen dar legt, welche divergierenden, ab­
strakten Hechtssätze das anzufechtende wie das anqezogene 
Urteil aufgestellt haben und daß jedenfalls das anzu­
fechtende Urteil auf dem abweichenden Recht ssatz beruht 
(BAG 32, 136 s AP Nr. 1 zu § 72 a ArbGG 1979). Dabei 
müssen die Rechtssätze aus der anzuferhtenden und der 
anqe/ogenen Entscheidung unmittelbar und so deut1 ich abzu­
lesen sein, daß kein Raum für Zweifel bleibt, we 1chen 
Rechtnsatz die Entscheidungen aufgestellt haben (BAG 
Urteil vom 3. Juli 1963 - A AZR 207/62 - AP Nr. 24 
zu § 72 ArbGG 1953 Diverqenzrevision), Es genügt deshalb 
.nicht, daß aus den Ausführungen der Entscheidungen nur 
mittelbar auf einen diesen Ausführungen zugrund# liegender» 
Rocht ssatz geschlossen werden kann (BAG Beschluß vom
16. »ktober 1967 - 2 AZR 271/67 - AP Nr. 31 zu § 72 
ArbGG 1953 Divergenzrevision). Erst recht genügt es 
nicht, daß das anzufechtende Urteil von einer an sich 
divorgenzfähigen Entscheidung irgendwie, also insbe­
sondere im Ergebnis, abweicht (BAG, aaO, AP Nr. 24 zu 
§ 72 ArbGG 1953 Divergönzrevision), denn nicht jede 
Rechtsanwendung enthält zwangsläufig die Aufstellung 
eines Rechtssatzes .
II. Diesen Erfordernissen genügt die Beschwerdebegrün­
dung nicht.

Die Beschwerde hat zwar einen Rechtssatz aus der 
angezogenen BatScheidung des Bundesarbeitsgerichts vom
17, Februar 1983 - 2 AZR 481/81 - zitiert*. "Wegen der 
der fristlosen Kündigung ähnlichen Wirkung der Zweck­
befristung in den Fällen, in denen der Zeitpunkt der 
Zweckerfüllung für den Arbeitnehmer nicht frühzeitig 
erkennbar ist, sind an die Zweckbefristung aber beson­
ders strenge Anforderungen zu stellen. Sie sind wegen 
sonstiger Umgehung der zwingenden Mindestkündigungs- 
fristen nach § 622 Abs. 1 und 2 BGB unwirksam, wenn
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der Zeitpunkt der Zweckerfüllung für den Arbeitnehmer nicht 
voraussehbar ist oder nicht in überschaubarer Zeit ließt ..."
Hit diesem Rechtssatz divergiert der von der Beschwerde 
zitierte Rechtssatz aus der anzufachtenden Entscheidung 
"Für den Fall einer Verlängerung der Beurlaubung hatte das 
beklagte Land eine rechtzeitige Unterrichtung des Klägers 
zugesagt ... Diese Vertragsgestaltung stellt sich ... allein 
als im Interesse des Klägers liegend dar" nicht. Hit dem 
Eechtssatz aus der anzufechtenden Entscheidung ist nämlich 
nicht zum Ausdruck gebracht worden, eine Zweckbefristung 
sei zulässig, auch wenn der Zeitpunkt der Zweckerfüllung 
für den Arbeitnehmer nicht voraussehbar sei oder nicht in 
überschaubarer Zeit liege. Der von der Beschwerde zitierte 
Rechtssatz befaßt sich lediglich mit dem Angebot, ein zweck- 
befristetes Arbeitsverhältnis zu verlängern und nicht mit 
der Frage, ob der Zeitpunkt der Zweckerfüllung, voraussehbar 
warQ Es heißt nämlich im anzuf echtenden Urteil, der Kläger 
habe aus einem Schreiben der Beklagten vom 18. Dezember 1981 
gewußt, daß die von ihm zu vertretende Lehrerin Urlaub bis 
zum 31® Juli 1982 beantragt hatte und daß der Vertrag des 
Klägers mit Äbläuf dieses Tages enden würde, wenn der Urlaub 
der zu vertretenden Lehrkraft nicht verlängert werden sollte.
Im anzufechtenden Urteil ist daher auch ausgeführt worden, 
aus dem Beschäftigungsvertrag des Beschwerdeführers ergebe 
sich eindeutig, daß sein Arbeitsverhältnis am 31c Juli 1982 
enden werdeQ es sei denn, eine Verlängerung des Urlaubs der 
Lehrerin K. ermögliche die Fortsetzung des Arbeitsverhält­
nisses der Parteieno Über diese Möglichkeit werde der Kläger 
rechtzeitig unterrichtet werden. Wenn das Landesarbeitsgericht 
in diesem Zusammenhang beiläufig ausgeführt hat, eine der­
artige Vertragsgestaltung (Hinweis auf eine Verlängerungs­
möglichkeit) liege übrigens im Interesse des Klägers, so 
wird auf diese Weise vom Landesarbeitsgericht nicht allge­
mein zum Ausdruck gebracht, jede Vertragsgestaltung, di® im 
Interesse eines Arbeitnehmers liege, könne nicht unzulässig 
sein, Dies wird übrigens im anzufechtenden Urteil salbst 
ausdrücklich zum Ausdruck gebracht 0 denn es heißt im selben 
.Satz las Urteils 0 dsr, dsr Klägar freilich nicht vollständig 
'ilti-rrt hati sofern ein sachlicher Grund für die Befristung
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des Arbeitsvertrages überhaupt vorliegt ...". Bas Landes­
arbeit spiericht hat also mit dem von der Beschwerde aus­
zugsweise zitierten Rechtssatz gerade nicht abstrakt zum 
Ausdruck gebracht, jede Vertragsgestaltung,■ die im Inter­
esse eines Arbeitnehmers liege, könne nicht unzulässig sein. 
Das Landesarbeitsgericht hat also nicht - wie die Beschwerde 
zusaramenfassend meint - entschieden, eine Zweckbefristung 
sei auch dann zulässig, wenn der betroffene Arbeitnehmer 
rechtzeitig über die Zweckerreichung unterrichtet werde, 
sondern es hat lediglich entschieden, es sei nicht unzu­
lässig, kurz vor Ablauf eines ausreichend zweckbefristeten 
Arbeitsverhältnisses anzubieten, das Arbeitsverhältnis zu 
verlängern und bereits im Rahmen der früheren Befristung 
darauf hinzuweisen, falls eine Verlängerung in Betracht 
kommen sollte, werde der Kläger über diese Möglichkeit 
rechtzeitig unterrichtet werden.
III, Die Beschwerde ist daher mit der Kostenfolge aus § 97 
Abs. 1 ZPO als unzulässig zu verwerfen (§ 72 a Abs. 5 Satz 5 
ArbGG).

Dt . Becker Dr. Röhsler Dr. Steckhan
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